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HANSESTADT LÜNEBURG
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Antrag  
Beschließendes Gremium:
Rat der Hansestadt Lüneburg
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Stellungnahme zum Einwohnerantrag der Bürgerinitiative Grüngürtel-West für Stadt 

und Landkreis Lüneburg vom 10.12.2018 

 

Zunächst wird auf die Vorlage Nr. VO/8202/19 verwiesen (Einwohnerantrag nach § 31 

Niedersächsisches Kommunalverfassungsgesetz (NKomVG), Entscheidung des 

Verwaltungsausschusses über die Zulässigkeit des Antrages nach § 31 Abs. 5 Satz 1 

NKomVG). 

Die beantragte Einstellung aller Planungen und Aktivitäten ist durch die Verpflichtung zur 

Gewährleistung einer städtebaulichen Entwicklung und Ordnung im Sinne des § 1 Abs. 3 

Baugesetzbuch nicht durchführbar. Sie kann, angesichts des hohen Nachfragedrucks auf 

dem Wohnungsmarkt, auch nicht Absicht der Hansestadt Lüneburg sein. Das Instrument für 

eine geordnete städtebauliche Entwicklung ist die Bauleitplanung nach dem Baugesetzbuch. 

Zu den einzelnen Punkten des Antrags wird nach Nennung der jeweiligen Kernaussage wie 

folgt Stellung genommen: 

Zu Punkt 1 "Ratsbeschluss 2014": 

Die Annahme des Antrags der Gruppe SPD / Bd. 90 Die Grünen in der Ratssitzung vom 

01.10.2014 steht weiteren Planungen nicht entgegen: 

Mit dem Antrag ist der Auftrag an die Verwaltung angenommen worden, den 

Landschaftsraum im Westen von Lüneburg langfristig planerisch zu sichern. Es ist 2015 ein 

Bauleitplanverfahren für den Bebauungsplan Nr. 162 „Ausgleichsflächenpool Lüneburg“ 

eingeleitet worden. 2016 wurde in einer gemeinsamen Sitzung des Ausschusses für Bauen 

und Stadtentwicklung und des Grünflächen- und Forstausschusses der Arbeitsstand der 

Verwaltung zum Grüngürtel West präsentiert. Das Ergebnis wurde ohne weitere Aufträge zur 

Änderung oder Überarbeitung zur Kenntnis genommen. Die Präsentation wurde anlässlich 

einer erneuten Ratsanfrage zum Thema Landschaftsschutz (siehe Punkt 3) dem Rat am 

30.05.2018 vorgestellt und ohne Änderungswünsche zur Kenntnis genommen. 

Ergebnis der Untersuchung war, dass ein deutlich wahrnehmbarer Abstand zwischen den 

Siedlungsgebieten der Hansestadt und der Randgemeinden im Westen zu halten und zu 

sichern ist. Eine Sicherung kann ausschließlich mit den Instrumenten der Bauleitplanung 

oder des Naturschutzrechts erfolgen. Dies wurde bei der Darstellung des Grüngürtels 

berücksichtigt, näheres dazu unter Punkt 2. 
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Zu einer konkreten Einschränkung weiterer Planungen in diesem Raum hätte nur ein 

Ratsbeschluss führen können, der die frei zu haltenden Flächen in einem Plan genau 

bezeichnet. Jedoch hätte auch mit einem derartigen Beschluss der Rat nicht verbindlich und 

abschließend Flächen festlegen können, die von einer Bebauung auszuschließen sind. Ein in 

diesem Zusammenhang vom Rat beschlossener Plan hätte lediglich eine 

Abwägungsgrundlage, vergleichbar mit einer Fachplanung wie dem Landschaftsplan, 

dargestellt. 

Für einen rechtsverbindlichen Ausschluss einer Bebauung steht nur das Instrument der 

Bauleitplanung zur Verfügung. Grundsatz der Bauleitplanung ist, dass nach einem 

mehrstufigen Beteiligungs- und Abwägungsverfahren, unter Einbezug aller öffentlichen und 

privaten Belange, Vorgaben für die Nutzung von bestimmten Flächen beschlossen werden 

können. Zu berücksichtigen ist dabei, dass sogenannte "Verhinderungspläne", die lediglich 

bestimmte Nutzungen ausschließen, nicht zulässig sind. 

Alle weiteren Planungsinstrumente, wie Fach- oder Rahmenpläne haben regelmäßig nur 

empfehlenden Charakter. Sie müssen in Bauleitplanverfahren einfließen, sind darin 

abzuwägen und müssen ggf. auch gegen andere Belange zurückgestellt werden. Eine 

vergleichbare Wirkung hätte auch ein Ratsbeschluss gehabt, der genaue Flächen 

bezeichnet. Insofern wird das Konzept, dem 2016 und 2018 zugestimmt wurde, als 

Grundlage für weitere Planungen im Landschaftsraum im Westen des Stadtgebiets gewertet. 

Bei der Aktualisierung des Landschaftsplans und des Flächennutzungsplans wird dieser 

Entwurf eines Grüngürtels-West mit einfließen. 

Zu Punkt 2 "unbebaute Flächen frei halten für Naherholung und Landschaftsschutz": 

Im Zusammenhang mit dem Konzept für den Grüngürtel-West wurde 2016 auch die 

Bedeutung der im Landschaftsraum liegenden Flächen für Erholung, Natur und Landschaft 

geprüft. Einbezogen wurden daher insbesondere vorhandene Waldflächen, 

Kleingartenanlagen, Landschaftsschutz- und Naturschutzgebiete sowie bestehende 

Ausgleichsflächen und geplante Ökopoolflächen. 

Überwiegend handelt es sich bei den vorhandenen Freiflächen jedoch um landwirtschaftliche 

Flächen unterschiedlicher Nutzung, die für die Naherholung und den Landschaftsschutz 

relativ geringe Bedeutung haben. Bei einem Fortbestand ihrer Nutzung werden auch diese 

Flächen frei gehalten. Aus planungs- bzw. naturschutzrechtlicher Sicht und aufgrund der nur 

allgemeinen bis geringen ökologischen Bedeutung ist jedoch dafür eine rechtliche Sicherung 

als Naherholungs- oder Landschaftsschutzgebiet nicht begründbar. Dazu näheres im 

folgenden Punkt. 

Zu Punkt 3 "Unterschutzstellungsverfahren als Landschaftsschutzgebiet beantragen": 

Landschaftsschutzgebiete (LSG) werden durch die zuständigen Naturschutzbehörden 

festgelegt, soweit die Voraussetzungen des § 26 BNatSchG dafür gegeben sind. 

Ausschlaggebend für eine Festlegung ist ausschließlich die Wertigkeit des Gebietes für 

Natur und Landschaft im Sinne der im § 26 bezeichneten Aspekte. Für den Landkreis 

Lüneburg hat die Untere Naturschutzbehörde (UNB) nach entsprechenden 

Aufstellungsverfahren, in denen insbesondere auch die Fachverbände und die Hansestadt 
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Lüneburg beteiligt wurden, die LSG festgelegt, die abschließend vom Kreistag beschlossen 

wurden. Diese Gebiete liegen nicht im hier näher betrachteten Landschaftsraum zwischen 

Lüneburg und Reppenstedt bzw. Vögelsen. Der Landschaftsrahmenplan stellt inzwischen 

zusätzlich westlich der Klinik Wienebüttel, um das Gut Schnellenberg und am Nordrand von 

Oedeme weitere LSG-würdige Flächen dar. Ob diese Flächen als LSG festgelegt werden, 

hängt von einem weiteren Prüf- und Aufstellungsverfahren ab, das in der Zuständigkeit der 

UNB des LK Lüneburg liegt. Anträge für zusätzliche Flächen, für die gegenwärtig 

offensichtlich von der UNB unter Beteiligung der Naturschutzverbände keine fachlichen 

Gründe erkannt werden, würden daher eine erweiterte Begründung erfordern, die neue, über 

die von den Fachstellen bereits eingebrachten Aspekte hinausgehende, Gründe liefert. 

Die Ausweisung eines LSG kann ohne das Vorliegen fachlicher Gründe nicht durch eine 

einfache Mehrheitsentscheidung eines politischen Gremiums erfolgen. Insofern würde eine 

nicht fachlich fundierte Antragstellung beim Landkreis Lüneburg nicht zu einer zusätzlichen 

Ausweisung weiterer LSG führen können. 

Zu Punkt 4 "Übernahme von Empfehlungen aus dem Klimaschutzgutachten": 

Zunächst einmal handelt es sich bei dem vorliegenden Entwurf einer Stadtklimaanalyse um 

kein Klimaschutzgutachten. Das Gutachten analysiert ausschließlich die Auswirkungen 

sommerlicher austauscharmer Wetterlagen, es setzt sich nicht mit dem Schutz vor 

Ereignissen wie Starkregen, Überflutungen oder Stürmen und Orkanen auseinander. 

Die Ergebnisse der Klimaanalyse lagen zwar erst nach dem Entwurf für den Grüngürtel-West 

vor, sie bestätigen jedoch die beabsichtigten positiven Effekte größerer 

zusammenhängender Freiflächen am Siedlungsrand. In der Klimaanalyse wird jedoch auch 

klar gestellt, dass neue Bau- oder Planungsprojekte nicht zwangsläufig negative Einflüsse 

auf die beschriebenen klimatischen Vorgänge haben. In einem konkreten Planungsfall sind 

die klimatischen Wechselwirkungen zwischen Frei-und Siedlungsflächen sowie die 

Auswirkungen eines Vorhabens immer gutachterlich zu untersuchen. Dabei stellt die 

Klimaanalyse, ebenso wie andere Fachpläne oder Fachgutachten, immer nur eine fachliche 

Stellungnahme dar, die im Zuge der planerischen Abwägung zu berücksichtigen ist. Eine 

nicht abgewogene Übernahme von Ergebnissen würde daher auf einen Abwägungsfehler 

hinauslaufen.  

Sinn und Zweck der Stadtklimaanalyse ist generell, die darin aufgeführten klimatischen 

Aspekte im gesamten Stadtgebiet in die Aufstellungsverfahren von Bauleitplänen als 

gleichgewichtigen Abwägungsbestandteil einfließen zu lassen. Eine konkrete Bedenklichkeit 

lokaler klimatischer Auswirkungen ist dabei immer durch ein spezifisches Gutachten 

nachzuweisen. Nur aus der Analyse heraus ist nicht die Unzulässigkeit eines Vorhabens 

ableitbar. 

Zu Punkt 5 "Planungsmoratorium Gut Wienebüttel": 

Das Aufstellungsverfahren für den B.-Plan Nr. 174 "Am Wienebütteler Weg" wurde bereits 

2017 eingeleitet, im vergangenen Jahr fand eine umfangreiche frühzeitige 

Öffentlichkeitsbeteiligung statt. Die möglichen Auswirkungen auf das lokale Klima und auf 

Natur und Landschaft wurden in diesem Zusammenhang bereits untersucht, Gründe gegen 
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eine Bebauung dieses Gebiets ließen sich daraus bisher nicht ableiten. Im weiteren 

Aufstellungsverfahren werden jetzt alle Belange und alle erkannten Aspekte gegeneinander 

abgewogen, erneut in der Öffentlichkeit erörtert werden und abschließend dem Rat zur 

Beschlussfassung vorgelegt. Da das Verfahren ist  transparent.  Es wäre verfehlt, dem 

laufenden demokratischen Prozess durch ein Moratorium vorzugreifen.  

Zu bedenken ist dabei außerdem, dass dieses stadteigene Baugebiet in stärkerem Maße  

dazu beitragen soll, bezahlbaren Wohnraum zur Verfügung zu stellen. Ein Aussetzen des 

Aufstellungsverfahrens für 3 Jahre würde zu einem weit stärkeren Nachfrageüberhang auf 

dem Wohnungsmarkt als bisher führen. Absehbar werden die Preise für Bauland und 

Wohnungsmieten dann deutlich stärker steigen als es bei der gegenwärtigen, von einer 

Mangelsituation geprägten Marktentwicklung zu beobachten ist. 

Das vom Rat beschlossene Wohnungsbauprogramm 2021 wäre mit einem 

Planungsmoratorium nicht mehr umsetzbar. 

Beschlussvorschlag: 

Der Rat beauftragt die Verwaltung:  

1. Die von der Bürgerinitiative vorgetragenen Aspekte in das Aufstellungsverfahren für 

den Bebauungsplan Nr. 155 einzubringen und im Rahmen des Verfahrens 

abzuwägen. 

2. Die Gespräche mit den Gemeinden Vögelsen, Reppenstedt und Heiligenthal zur 

gegenseitigen Abstimmung der Bauleit- und Freiflächenplanung weiter zu führen. 

3. Den Weg zur planerischen Umsetzung des Grüngürtels-West wie skizziert 

fortzusetzen 

a) durch Sicherung der benötigten Flächen durch den Bebauungsplan Nr. 162 

"Ausgleichsflächenpool", Aufstellungsbeschluss einstimmig durch den VA am 

21.07.2015 (s. VO/6055/15), 

b) durch einen weitgehenden Erwerb der für den Grünzug und für 

Kompensationsmaßnahmen benötigten Flächen, 

c) nach Vorliegen des Landschaftsplans die erforderlichen und vorgesehenen 

Kompensationsmaßnahmen herzustellen. 

4. Nach Fertigstellung der Stadtklimaanalyse deren Ergebnisse in die Beratungen und 

Abwägungen zu den jeweiligen Bebauungsplänen aufzunehmen. 

5. Ein Planungsmoratorium wird abgelehnt. 

 
 
 
Kosten für die Erstellung: 100 € 
 
 
 
Im Original gezeichnet 
 
Gundermann 
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